
In der Senatssitzung am 18. August 2026 beschlossene Antwort 

Anfrage S 07 
 
 
Bearbeitungsstau im Migrationsamt: Senat muss rechtssichere Verfahren  
gewährleisten 
 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 23. Juni 2026 
 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Einbürgerungsanträge sind in den Jahren 2024 und 2025 jeweils einge-
gangen, wie viele Verfahren wurden abgeschlossen, und wie hoch war der Bestand 
offener Verfahren jeweils zum Jahresbeginn und Jahresende? 
 
2. Wie lange betrug die durchschnittliche Bearbeitungsdauer von Einbürgerungsver-
fahren in Bremen in den Jahren 2024 und 2025, wie viele Verfahren waren zum Jah-
resende 2025 länger als zwölf beziehungsweise 24 Monate anhängig, und wie erklärt 
der Senat den starken Rückgang erledigter Verfahren im Jahr 2025 von fast 25 Pro-
zent? 
 
3. Wie hat sich die personelle Ausstattung im Migrationsamt in den letzten drei Jah-
ren entwickelt, wird sie aktuell für ausreichend gehalten, und welche organisatori-
schen Maßnahmen hat der Senat ergriffen, um Rückstände abzubauen, ohne Abstri-
che bei der Prüfung der Einbürgerungsvoraussetzungen zu machen? 
 
 
Zu Frage 1:  
Im Jahr 2024 gingen 6.200 Einbürgerungsanträge ein, im Jahr 2025 waren es 5.147.  
 
Im Jahr 2024 wurden insgesamt 4.367 Verfahren erledigt. Davon endeten 4.041 mit 
einer positiven Einbürgerungsentscheidung, 17 mit einer Ablehnung und 309 aus 
sonstigen Gründen, beispielsweise durch die Rücknahme des Antrags oder einen 
Wegzug. 
Im Jahr 2025 wurden insgesamt 2.921 Verfahren erledigt. Davon endeten 2.613 mit 
einer positiven Einbürgerungsentscheidung, 18 mit einer Ablehnung und 290 aus 
sonstigen Gründen. 
 
Der Bestand offener Verfahren kann aufgrund von Beschränkungen bei der statisti-
schen Auswertung aus dem IT-Fachverfahren des Migrationsamtes nicht vollständig 
automatisiert erhoben werden. Die Erhebung des Fallbestandes erfolgt daher durch 
manuelle Zählung. Bei den folgenden Angaben handelt es sich deshalb um Nähe-
rungswerte. 
Der Bestand offener Verfahren umfasste demnach zum 31.12.2023 ca. 9.500, zum 
31.12.2024 ca. 11.300 und zum 31.12.2025 ca. 13.500, wovon sich rund 3.900 Fälle 
in der vertieften Prüfung befanden. 
 
Zu Frage 2: 
Zur Wahrung der Gleichbehandlung aller Antragstellerinnen und Antragsteller werden 
Einbürgerungsanträge grundsätzlich in der Reihenfolge ihres Eingangs bearbeitet. Im 
Migrationsamt Bremen werden derzeit noch Anträge aus dem dritten Quartal 2023 in 
die abschließende Bearbeitung genommen. 
Die durchschnittliche Dauer der vertieften Prüfung eines Einbürgerungsantrags wird 
nicht statistisch erfasst.  
 



Wann ein Verfahren abgeschlossen werden kann, hängt wesentlich vom jeweiligen 
Einzelfall ab. Verzögerungen können insbesondere entstehen, wenn erforderliche 
Nachweise fehlen, die Voraussetzungen für die Sicherung des Lebensunterhalts 
noch nicht abschließend beurteilt werden können oder eine weitergehende Identitäts-
klärung erforderlich ist. 
Die betreffenden Verfahren können bis zur Vorlage und Prüfung dieser Belege nicht 
abgeschlossen werden und werden daher in Absprache mit den Antragstellenden zu-
rückgestellt, um eine zwischenzeitliche Ablehnung des Antrages zu vermeiden. 
 
Wesentliche Ursachen des Rückgangs waren ein gestiegener Prüfaufwand in kom-
plexen Verfahren, insb. aufgrund der verschärften gesetzlichen Anforderungen zum 
Nachweis der Lebensunterhaltsicherung des im Juni 2024 in Kraft getretenen Staats-
angehörigkeitsmodernisierungsgesetzes und ein nicht in entsprechender Dimension 
steigerbares Personalvolumen. 
 
Zu Frage 3: 
Das Beschäftigungsvolumen des Migrationsamts ist seit 2023 von rund 140 VZE auf 
rund 156 VZE im Juli 2026 gestiegen. Bis zum Jahresende 2026 wird es auf rund 
160 VZE erhöht. Dies entspricht gegenüber 2023 einem Zuwachs von 20 VZE. Bezo-
gen auf den Einbürgerungsbereich wurde das Personalvolumen seit 2023 von 14,08 
VZE auf 36,51 VZE in 2026 erhöht. 
In dem Aufwuchs des Einbürgerungsbereichs sind 10 VZE enthalten, die dem Migra-
tionsamt seitens des Senators für Finanzen für das Front Office zur Verfügung ge-
stellt wurden.  
 
Aufgrund der deutlich angestiegenen Fallzahlen im Migrationsamt sind weitere Maß-
nahmen der Prozessoptimierungen und der Digitalisierung in der Entwicklung vorge-
sehen, um mit dem Personalvolumen zukünftig die Bearbeitungsmenge bewältigen 
zu können. Dazu zählen OZG-Anträge und der Einsatz von KI. 


